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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

15.10.2003 

Geschäftszahl 

2002/12/0064 

Rechtssatz 

Im gegenständlichen Fall ist der Antrag des Beschwerdeführers (eines Rechtsanwaltes und gerichtlich beeideten 
Dolmetschers), ihm die Berechtigung für das Beglaubigen von Unterschriften bzw. die Tätigkeit als Legalisator 
zu erteilen (mangels eines anderen von ihm aufgezeigten Anknüpfungspunktes) nach dem nationalen Recht zu 
prüfen. Nach österreichischem Recht ist ihm das Beglaubigen bzw. die Legalisatortätigkeit nicht gestattet 
(insoweit unterscheidet sich der vorliegende Sachverhalt von der Entscheidung des EuGH Alpine Invest, Rs. C-
384/93, wonach der Alpine Invest BV bestimmte Tätigkeiten nur im Hinblick auf potenzielle 
Dienstleistungsempfänger ausländischer Mitgliedsstaaten untersagt wurden, ihr aber die 
Dienstleistungsverrichtung gegenüber Inländern nicht insgesamt unzugänglich war). Die dem Anspruch des 
Beschwerdeführers entgegenstehenden innerstaatlichen Vorschriften behindern ihn im Übrigen bei der 
Erbringung der angestrebten Dienstleistung gegenüber seinen Klienten aus anderen Mitgliedstaaten nicht stärker 
als gegenüber Inländern, sodass auch deswegen die Dienstleistungsfreiheit nicht tangiert ist. 


